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1. Planungsanlass und Rechtsgrundlagen 

Die Gemeinde Handewitt beabsichtigt die Aufstellung einer Festlegungs- und Einbeziehungssatzung 

für den Ortsteil Hüllerup gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 BauGB zur rechtlichen Abgrenzung und 

Definition des Innenbereichs nach § 34 BauGB von dem Außenbereich nach § 35 BauGB. 

Die Gemeinde Handewitt hat am 19.12.2023 den Aufstellungsbeschluss gefasst. 

Der Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss erfolgte am 30.04.2024. 

Die Planunterlagen wurden gemäß § 3 Abs. 2 BauGB veröffentlicht und die Behörden und Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 

Die im Rahmen der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnah-

men führten zu einer inhaltlichen Überarbeitung der Planunterlagen. Konkret bezogen sich die Inhalte 

der vorgebrachten Stellungnahmen auf die Art und den Umfang der durch die Planung beabsichtigten 

Einbeziehung bisheriger dem Außenbereich zugeordneter Flächen in den planungsrechtlichen Innen-

bereich. Der Umfang der einzubeziehenden Flächen wurden dahingehend reduziert und angepasst. 

Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB ist der Entwurf eines Bauleitplans erneut nach § 3 Abs. 2 BauGB im 

Internet zu veröffentlichen und sind die Stellungnahmen erneut einzuholen, wenn er nach den bereits 

erfolgten Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB oder § 4 Abs. 2 BauGB inhaltlich geändert oder ergänzt 

wird. 

Der erneute Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss erfolgte am 17.12.2024. 

Bei der vorliegenden Satzung handelt es sich um eine Innenbereichssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 

1 Nr. 1 und 3 BauGB. Gemäß § 34 Abs. 6 BauGB sind die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 BauGB entsprechend anzu-

wenden. 

Auf die Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB ist § 10 Abs. 3 BauGB entsprechend 

anzuwenden. 

Sämtliche Verfahrensschritte wurden form- und fristgerecht durchgeführt.  

 

 

 

 

 

 

 

 



Gemeinde Handewitt 

Festlegungs- und Einbeziehungssatzung für den Ortsteil Hüllerup 

 

Planbegründung gemäß § 2a BauGB  3 

2. Lage und Umfang des Plangebietes 
 

 

Abbildung 1: Übersichtskarte des Plangebietes. Quelle: HN Stadtplanung GmbH & Co. KG, Stand November 

2024. 

Das Plangebiet befindet sich 

- Nördlich der Ortslage Haurup 

- südlich des Handewitter Forsts, 

- entlang der Bredstedter Straße bzw. Bredstedter Chaussee sowie entlang der Landstraße 96, 

- im Süden der Gemeinde Handewitt, 

- den Ortsteil Hüllerup umfassend. 

Das Gebiet umfasst eine Fläche von insgesamt rund 22 ha. 
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3. Planungserfordernis 

Der Ortsteil Hüllerup der Gemeinde Handewitt stellt sich als eigenständiger Ortsteil mit entsprechen-

der Gewichtung und dem Ausdruck einer organischen Siedlungsstruktur dar. Die Strukturen sind 

daher in sich als baulicher Innenbereich nach § 34 BauGB zu sehen. Die Zulässigkeit baulicher Anla-

gen richtet sich hier nach dem Einfügungsgebot gemäß § 34 Abs. 1 BauGB. Die Abgrenzung des 

Bebauungszusammenhangs zum Außenbereich hin richtet sich nach den tatsächlichen Gegebenhei-

ten. 

Der Bebauungszusammenhang endet regelmäßig mit der letzten Bebauung, weshalb für eine über 

dieses Maß hinausgehende Bebauung und Erweiterung in den planungsrechtlichen Außenbereich zu-

nächst ein Planungserfordernis zur Schaffung von Baurecht besteht. 

In der Praxis lässt sich die Abgrenzung zwischen Innen- und Außenbereich in nicht verbindlich über-

planten Gebieten jedoch nicht immer eindeutig und abschließend bestimmen. So kam es auch inner-

halb des Ortsteils Hüllerup in der Vergangenheit immer wieder zu der Fragestellung, wo der Innen-

bereich endet und der Außenbereich beginnt. Für künftige bauliche Vorhaben soll mit der vorliegen-

den Planung Klarheit über diese Fragestellung geschaffen werden, um die städtebauliche Ordnung 

mittel- und langfristig sicherzustellen und die Genehmigungsverfahren für Bauanträge zu vereinfa-

chen. 

 

4. Bestehende Nutzung des Plangebietes 

Das Plangebiet umfasst den eigenständigen Ortsteil Hüllerup der Gemeinde Handewitt und ist über-

wiegend wohnbaulich geprägt. Es handelt sich um eine in sich gewachsene dörfliche Siedlungsstruk-

tur. Innerhalb des Siedlungsgefüges befinden sich aktive und ehemalige landwirtschaftliche Hofstel-

len. Die meisten Hofstellen wurden inzwischen einer gewerblichen Nutzung zugeführt. So sind u. a. 

folgende Gewerbebetriebe im Ortsteil Hüllerup ansässig: 

- Swingolf Hüllerup 

- Firma Andresen GmbH & Co. KG Kabelbau 

- Rasenschule Jürgensen 

 

5. Ziele der Raumordnung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne grundsätzlich den Zielen der Raumordnung anzupas-

sen. Die Aufgabe der Raumordnung ist eine nachhaltige und regional gleichwertige Raumentwick-

lung. Die Ziele der Raumordnung sind insbesondere in dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Hol-

stein vom 13.07.2010 (LEP; Amtsbl. Schl.-H. 2010 Seite 719), der Fortschreibung des Landesent-

wicklungsplans Schleswig-Holstein 2010 (LEP-Fortschreibung 2021) sowie dem Regionalplan für den 

Planungsraum V (RPl V; Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747) definiert. 
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5.1 Landesentwicklungsplan 

Im Landesentwicklungsplan ist Hüllerup als Stadt- und Umlandbereich im ländlichen Raum darge-

stellt, sowie als Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung. Darüber hinaus befindet sich die 

Ortslage Hüllerup innerhalb eines 10 km Radius um den Zentralbereich eines Oberzentrums, in die-

sem Fall des Oberzentrums Flensburg. 

 

Abbildung 2: Die Gemeinde Handewitt mit dem Ortsteil Hüllerup im Kontext des Landesentwicklungsplanes. 

Quelle: Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein 
(2021): Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes. 

 

5.2 Regionalplan 

Der Regionalplan für den Planungsraum V (RPl; Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747) stellt die Ortslage 

Hüllerup als Stadt- und Umlandbereich in ländlichen Raumen dar sowie südlich angrenzend an ein 

Gebiet mit besonderer Bedeutung für Tourismus. Im Süden grenzen Gebiete mit besonderer Bedeu-

tung für den Rohstoffabbau an. Durchkreuzt wird das Plangebiet von einer regionalen Straßenver-

bindung in Nord-Süd-Richtung. Die Gemeinde Handewitt erfüllt laut Regionalplan eine planerische 

Wohn- und Gewerbefunktion, welche jedoch nicht für den Ortsteil Hüllerup gilt. 
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Abbildung 3: Ausschnitt Regionalplan des Landes Schleswig-Holstein (Planungsraum V) in der Neufassung von 
2002. Quelle: Ministerium für ländliche Räume, Landesplanung, Landwirtschaft und Tourismus des Landes Schles-
wig-Holstein – Landesplanungsbehörde. 2002. 

 

6. Kommunale Planungen 

6.1 Flächennutzungsplan 

Gemäß § 5 Abs. 1 BauGB ist im Flächennutzungsplan für das ganze Gemeindegebiet die sich aus den 

beabsichtigten städtebaulichen Entwicklungen ergebene Art der Bodennutzung nach den vorausseh-

baren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen. 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Handewitt aus dem Jahr 1988 stellt den Ortsteil Hüllerup 

mit Wohnbau- und gemischten Bauflächen dar. 
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Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Handewitt für den Ortsteil Hüllerup. 

 

6.2 Bebauungsplan 

Nordöstlich des Geltungsbereichs der hier aufzustellenden Satzung im Bereich „Osterdamm“ befindet 

sich ein Bebauungsplan aus dem Jahr 1965. Bei diesem Bebauungsplan Nr. 1 handelt es sich um 

einen sogenannten Nummernplan, der nach heute geltenden Standards Formfehler (hier: fehlende 

Gebietsbeschreibung) beinhaltet und damit rechtsunwirksam ist.  

Die Gemeinde plant mittelfristig die Aufhebung ebendieses Bebauungsplanes, wodurch sich die Zu-

lässigkeit künftiger Bauvorhaben in diesem Bereich zukünftig auch nach dem Einfügungsgebot ge-

mäß § 34 Abs. 1 BauGB richten werden. 

Aus diesem Grunde ist dieser Bereich nicht Bestandteil der vorliegenden Satzung. 

6.3 Landschaftsplan 

Die Gemeinde Handewitt verfügt über einen Landschaftsplan aus dem Jahre 2001, welcher das Plan-

gebiet mit Wohnbau- und gemischten Bauflächen darstellt. Ebenfalls dargestellt sind landschaftsbild-

prägende Bäume sowie Knickstrukturen innerhalb und entlang des Plangebiets. 
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Abbildung 5: Ausschnitt des Landschaftsplanes der Gemeinde Handewitt (2001). 

 

7. Städtebauliches Konzept 
 

Im Sinne des Planungserfordernisses nach § 1 Abs. 3 BauGB werden diejenigen Bereiche des Ortsteils 

Hüllerup überplant, für die es zwecks Wahrung und Sicherung der städtebaulichen Ordnung erfor-

derlich und sinnvoll erscheint. 

Aufgrund der heterogenen und historisch gewachsenen dörflichen Siedlungsstrukturen erscheinen 

diese Umstände aus Sicht der Gemeinde Handewitt für nahezu den gesamten Ortsteil Hüllerup erfüllt 

zu sein. 

Die Siedlung „Osterdamm“ ist nicht Gegenstand der vorliegenden Planung. Dieser Bereich ist zum 

Zeitpunkt der Planung noch über den Bebauungsplan Nr. 1 der ehemaligen eigenständigen Gemeinde 

Hüllerup verbindlich überplant. Da es sich bei diesem Bebauungsplan jedoch um einen sogenannten 

„Nummernplan“, dessen enthaltene Festsetzungen nicht mehr zeitgemäß und der hinsichtlich aktu-

eller Standards aufgrund der darin fehlenden Gebietsbeschreibung rechtsfehlerhaft ist, handelt, plant 

die Gemeinde Handewitt mittelfristig, diesen Bebauungsplan ersatzlos aufzuheben. Die Zulässigkeit 

baulicher Vorhaben würde sich sodann aus den rechtlichen Bestimmungen des § 34 BauGB ergeben. 

Da es sich in diesem Bereich jedoch um eine homogene und abgeschlossene Siedlungsstruktur han-

delt, wird dies unkritisch gesehen. 

 

 

 

 



Gemeinde Handewitt 

Festlegungs- und Einbeziehungssatzung für den Ortsteil Hüllerup 

 

Planbegründung gemäß § 2a BauGB  9 

7.1 Festlegung / Klarstellung (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB) 

Mittels Klarstellungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB kann die planende Gemeinde die 

Grenzen für die im Zusammenhang bebauten Ortsteile festlegen und somit Klarheit zur Abgrenzung 

des Innenbereichs zum Außenbereich schaffen. Diese Form der Satzung entfaltet für sich genommen 

in der Regel eine rein deklaratorische Wirkung, indem sie das faktisch Vorhandene beschreibt und 

per Satzung rechtsverbindlich definiert. 

Die Funktion der Satzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB erschöpft sich prinzipiell in einer bloßen 

Wiedergabe der bereits bestehenden Rechtslage. Die klarstellende Funktion dieser Satzung kommt 

ihr jedoch angesichts der vielfältigen Wertungsspielräume bei der Abgrenzung zwischen Innen- und 

Außenbereich zu (vgl. Kapitel 3). 

In der vorliegenden Planung wurde zur Definition des bestehenden Innenbereichs nach § 34 BauGB 

auf die faktisch vorhandene Bebauung sowie die durch jüngste Baugenehmigungsverfahren klarge-

stellte baurechtliche Situation abgestellt. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) fordert das Merkmal „im 

Zusammenhang bebaut“ zunächst eine tatsächliche und aufeinanderfolgende zusammenhängende 

Bebauung. Hierzu können auch durchaus Freiflächen (Baulücken) zählen, sofern sie den Eindruck der 

Geschlossenheit nicht nachhaltig beeinträchtigen. 

Für den Ortsteil Hüllerup trifft dieser Sachverhalt bereits auf weite Teile der bestehenden Bebauung 

zu. Ortsbildprägend und ortstypisch für den Ortsteil Hüllerup erscheint eine straßenbegleitende ein-

reihige Bebauung. 

Dementsprechend bezieht sich der Bereich der Festlegungssatzung auf diejenigen Bereiche, welche 

entsprechend baulich geprägt sind. Durch die vorhandenen Grundstückszuschnitte bezieht sich die 

Grenze dieses Teils der Satzung zumeist auf die jeweiligen Flurstücksgrenzen, welche durch vorhan-

dene gartenbauliche Nutzungen inkl. Hecken und Knicks oftmals bereits eine prägende Abgrenzung 

zum planungsrechtlichen Außenbereich bilden. 

Für den Bereich „Bredstedter Straße“ K 67 Nr. 70 werden Teile des Betriebsgeländes der Rasenschule 

Jürgensen in den Bereich der Klarstellungssatzung aufgenommen. Die Abgrenzung erfolgt hier an-

hand der in Richtung Osten angrenzenden Wohnbebauung in gleichbleibender Tiefe bis an die K 64 

heran. Der Bereich ist durch die angrenzenden wohnbaulichen Strukturen geprägt und wird daher 

als vorhandener Innenbereich nach § 34 BauGB gewertet. Diesen Eindruck bestätigt auch eine für 

diesen Bereich erteilte Baugenehmigung auf dieser Rechtsgrundlage. 

Für die bestehenden Freiflächen im Bereich Bredstedter Straße 42 wird zum Zeitpunkt der vorliegen-

den Planung die Aufstellung eines Bebauungsplanes zum Zwecke der Errichtung einer Tiny-House-

Siedlung verfolgt. Die Flächen sind Bestandteil der Satzung, um die baulichen Siedlungszusammen 

zwischen den östlichen und westlichen Siedlungsstrukturen hervorzuheben. Sobald und sofern der 

Bebauungsplan hier in Kraft tritt, gilt dieser rechtsverbindlich und maßgebend. 

Der Bereich „Bredstedter Straße“ K 67 Nr. 32 wird ebenfalls als vorhandener Innenbereich gewertet 

und in die Klarstellungssatzung einbezogen. Die Flächen sind durch die angrenzende Wohnbebauung 

geprägt, zudem liegt für diese Grundstücksfläche eine Baugenehmigung für den Bau von insgesamt 

18 Wohneinheiten vor. 

Analog zu den Fällen der „Bredstedter Straße“ K 67 Nr. 70 und 32 erfolgt auch die für den Bereich 

der Bredstedter Straße“ K 67 Nr. 16 im Bereich der ortsansässigen Porzellanbörse eine klarstellende 

Abgrenzung der vorhandenen Flächen anhand der prägenden umgebenen Bebauung. 
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Die faktisch bereits vorhandene Bebauung in Hüllerup ist oftmals bereits durch eine entsprechende 

Gartennutzung und natürliche Abgrenzungen in Form von Hecken oder Knickstrukturen klar vom 

Außenbereich abzutrennen. Der Eindruck wird sowohl durch Ortsbegehungen als auch durch die Aus-

wertung von Luftbildern bestätigt. 

 

7.2 Einbeziehung (§ 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB) 

Das Instrument der Einbeziehungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB hingegen ermöglicht 

es der Gemeinde, einzelne Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile ein-

zubeziehen. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die einbezogenen Flächen durch die bauliche Nut-

zung des angrenzenden Bereichs entsprechend geprägt sind. Dies schränkt den räumlichen Geltungs-

bereich der Satzung ein. 

Die Hofstelle „Dorfstraße 10“ sowie die nördlich gelegenen und an die bestehenden Siedlungsstruk-

turen anbindenden baulich ungenutzten Flächen waren zunächst Gegenstand der Planung und sollten 

dem baulichen Innenbereich zugeschrieben werden. Eine durch die vorhandene Bebauung hinrei-

chende Prägung kann hier abschließend jedoch nicht erkannt werden. Die Einbeziehung dieser Flä-

chen übersteigt den Regelungsgehalt der vorliegenden Satzung. Für eine Überplanung dieser Flächen 

stünde der Weg der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) zur Verfügung, soweit und sofern 

eine entsprechende Überplanung mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in Einklang zu 

bringen ist. 

Insgesamt wurde der Umfang der durch die vorliegende Satzung einzubeziehenden Flächen aufgrund 

der im Rahmend des Planverfahrens eingegangenen Stellungnahmen und der erfolgten Abstim-

mungsprozesse mit den Behörden im Laufe der Planung reduziert. 

So beschränken sich die durch die vorliegende Satzung in den Innenbereich einzubeziehenden Flä-

chen auf nunmehr drei Teilbereiche. 

Für den Bereich „Bredstedter Straße“ K 67 Nr. 70 wird durch die Klarstellung bereits der faktisch 

vorhandene Innenbereich definiert. Die rückwärtigen und baulich bereits genutzten Grundstücksbe-

reiche sind nach aktuellem Stand hingegen dem planungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 BauGB 

zuzuordnen. Durch die bauliche Nutzung und vorhandene Versiegelung sowie durch die in erster 

Reihe angrenzenden Wohnhäuser kann dieser Bereich jedoch als hinreichend vorgeprägt gewertet 

werden. Dieser Eindruck verstärkt sich auch durch die weiterführende Wohnbebauung entlang der K 

84 „Loftlunder Weg“. Durch die Einziehung dieser Flächen wird eine Arrondierung der vorhandenen 

wohnbaulichen Strukturen erzielt, welche auch zu einer Stärkung des Siedlungsgefüges insgesamt 

beitragen kann, da hier die bisweilen bandartigen baulichen Strukturen aufgeweitet werden können. 

Die Grenze des einzubeziehenden Bereichs bildet die vorhandene versiegelte Fläche. Die rückwärtig 

anschließenden Grünflächen können nicht mehr als hinreichend vorgeprägt gewertet werden. 

Auch für den Bereich der „Bredstedter Straße“ K 67 Nr. 32 werden hinreichend vorgeprägte und 

bereits baulich genutzte Flächen einbezogen. Das bereits vorhandene Wohnhaus bildet nach aktueller 

Auffassung die Grenze des faktisch vorhandenen Innenbereichs entlang der K 67. Die nördlich an-

grenzenden Wirtschaftsgebäude hingegen sind diesem Innenbereich noch nicht zuzuordnen. Sie sind 

jedoch derart durch die umgebene Bebauung und Grundstücksnutzung der anliegenden Wohngrund-

stücke vorgeprägt, dass eine Einbeziehung in den Innenbereich städtebaulich sinnvoll und vertretbar 

scheint. Auch hier wird durch die Einbeziehung eine Arrondierung erzielt. Die nördliche Grenze der 

einzubeziehenden Fläche steht in Einklang mit der östlich vorhandenen Grundstücksnutzung der 

„Bredstedter Straße“ Nr. 30. 
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Die einzubeziehende Fläche im rückwärtigen Bereich der vorhandenen Bebauung „Bredstedter 

Straße“ 7 / 7a ist durch die östlich angrenzende Wohnbebauung und Gartennutzung derart vorge-

prägt, dass eine Einbeziehung in den Innenbereich sinnvoll erscheint. Im Gegensatz zu der genann-

ten vorprägenden Bebauung ist diese Fläche nicht direkt über einen Verkehrsweg erschlossen, es 

handelt sich vielmehr um Gartenland in zweiter Reihe. Aus diesem Grunde und aufgrund der man-

gelnden Vorprägung in zweiter Baureihe wäre eine Baugenehmigung auf Basis des § 34 BauGB nach 

derzeitigem Stand nicht möglich. Zu diesem Zwecke erfolgt die Einbeziehung via vorliegender Sat-

zung. Die Fläche ist bereits durch entsprechende Eingrünung derart abgegrenzt, dass nur eine sehr 

begrenzte Vorbildwirkung auf weitere Flächen zu erwarten ist. 

 

7.2 Baugrenzen 

Gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB können in den Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 

BauGB einzelne Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 3 Satz 1 sowie Abs. 4 BauGB getroffen werden.  

Da die Satzung allein zunächst lediglich die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteils fest-

legt und die Zulässigkeit künftiger Bauvorhaben innerhalb des Plangeltungsbereichs sich im Übrigen 

nach dem Einfügungsgebot gemäß § 34 Abs. 1 BauGB richtet, erscheint für die einzubeziehenden 

Flächen die Festsetzung von Baufenstern sinnvoll. 

Die Festsetzung der Baugrenzen orientiert sich dabei am baulichen Bestand und ermöglicht im Ein-

zelnen eine behutsame Erweiterung unter Wahrung des Orts- und Landschaftsbildes. 

Die Zulässigkeit künftiger Bauvorhaben innerhalb des Plangeltungsbereichs richtet sich im Übrigen 

nach dem Einfügungsgebot gemäß § 34 Abs. 1 BauGB.  

 

8. Auswirkungen der Planung 

8.1 Immissionsschutz 

Immissionsschutzrechtliches Konfliktpotenzial ergibt sich grundsätzlich durch Lärm oder Gerüche. Im 

vorliegenden Fall handelt es sich um eine heterogene und historisch gewachsene dörfliche Siedlungs-

struktur mit ehemaligen landwirtschaftlichen Hofstellen, welche zwischenzeitlich einer gewerblichen 

Nutzung zugeführt wurden (vgl. Kapitel 4). 

Immissionsschutzrelevante Geruchsimmissionen durch landwirtschaftliche Betriebe sind daher nicht 

zu erwarten. Auf eine gutachterliche Betrachtung im Rahmen der vorliegenden Planung wird daher 

verzichtet. Aufgrund der angrenzenden Lage an landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen wird vor-

sorglich darauf hingewiesen, dass durch die auf diesen Flächen durchgeführte ordentliche Landwirt-

schaft hervorgerufene Immissionen zeitlich begrenzt auf das Plangebiet einwirken können. 

Potentielle Lärmimmissionen ergeben sich in der Regel aus Verkehrs- und Gewerbelärm.  

Mit der Landesstraße 96 sowie den beiden Kreisstraßen 67 und 84 verlaufen drei überörtliche Ver-

kehrswege durch die Ortslage des Ortsteils Hüllerup. Innerhalb des Ortsteils gilt jedoch eine zulässige 

Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h (innerorts).  

Innerhalb des Plangebietes befinden sich drei nennenswerte Gewerbebetriebe. 
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Der Betrieb Swin-Golf Hüllerup bietet eine Swin-Golf Anlage sowie Fußballgolf im Außenbereich an. 

Die Öffnungszeiten beschränken sich auf die Tageszeit (Montag – Freitag) bis 18 Uhr (Quelle: 

www.swin-golf-huellerup.de). 

Die Firma Andresen GmbH & Co. KG betreibt in Hüllerup einen Tiefbaubetrieb. 

Bei der Rasenschule Jürgensen handelt es sich um einen Familienbetrieb, der sich seit dem Jahr 2000 

auf die Produktion von Rollrasen spezialisiert hat (Quelle: www.rollrasen-sh.de). 

Konfliktpotential zwischen den genannten Betrieben und der jeweils angrenzenden Wohnnutzung ist 

nicht ersichtlich, da es sich um jeweils genehmigte Bestände handelt. 

Für die bestehende Wohnbebauung ergibt sich insgesamt kein Konfliktpotential, was sich auch an-

hand jüngster Baugenehmigungen erkennen lässt. Die Satzung schafft darüber hinaus kein Baurecht, 

welches ein signifikantes immissionsschutzrechtliches Konfliktpotential erwarten lässt. 

Das Plangebiet ist durch die bestehende Wohnbebauung geprägt. Die Zulässigkeit baulicher Anlagen 

richtet sich im Übrigen nach dem Einfügungsgebot gemäß § 34 Abs. 1 BauGB. Bei Bedarf sind im-

missionsschutzrechtliche Belange im Rahmen des jeweiligen Baugenehmigungsverfahrens zu prüfen 

und nachzuweisen. 

8.2 Denkmalschutz 

Teile des Plangebiets am südlichen Rand des Geltungsbereichs (Alte Dorfstraße 1-11) befinden sich 

in einem Archäologischen Interessengebiet. Das Archäologische Interessengebiet wurde nachrichtlich 

in die Planung übernommen. Da es sich mit der Aufstellung der Festlegungs- und Einbeziehungssat-

zung nicht um ein konkretes Bauvorhaben handelt, ist zum Bearbeitungszeitpunkt nicht von Auswir-

kungen auszugehen.  

Es erfolgt der allgemeine Hinweis auf § 15 des Denkmalschutzgesetzes Schleswig-Holstein (DSchG): 

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 

der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 

oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf 

oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung 

oder dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Übrigen. 

Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zu-

stand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen 

kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.  

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Verän-

derungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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8.3 Brandschutz 

Die anforderungsgerecht ausgestattete Freiwillige Feuerwehr Haurup-Hüllerup der Gemeinde Hande-

witt befindet sich ca. 800 m südlich des Plangebiets im Ortsteil Haurup.  

Vorsorgliche Hinweise:  

- Die Muster-Richtlinie über die Flächen für die Feuerwehr ist zu beachten.  

- Bei der Löschwasserversorgung ist der Inhalt des Arbeitsblattes W 405 des DVGW zu berück-

sichtigen.  

- Gemäß der Information zur Löschwasserversorgung des AGBF-Bund sollen die Abstände neu 

zu errichtender Hydranten 150 m nicht überschreiten. Hierbei soll die Entfernung zwischen 

der ersten Entnahmestelle und dem jeweiligen Gebäude an der Straßenkante nicht mehr als 

75 m betragen.  

 

9. Umweltprüfung 

Auf einen formellen Umweltbericht i. S. d. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB wird auf Grundlage des § 34 Abs. 

5 Satz 4 Halbsatz 2 BauGB verzichtet. Die Voraussetzungen des § 34 Abs. 5 BauGB werden erfüllt.  

Gemäß Erlass V 531 - 5310, IV 268 des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, 

Natur und Digitalisierung des Landes Schleswig-Holstein (MELUND) „Verhältnis der naturschutzrecht-

lichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ ist die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung auch für Sat-

zungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB anzuwenden. Daher ist für diejenigen Flächen, für die 

ausgehend vom Ursprungszustand neues Baurecht geschaffen wird, der naturschutzrechtliche Aus-

gleich darzustellen. 

Im vorliegenden Fall betrifft dies die drei von der Einbeziehungssatzung berührten Teilflächen. 

Da die vorliegende Satzung keinerlei Aussagen zu den tatsächlich vorgenommenen Versiegelungen 

vornimmt und eine konkrete Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung nicht möglich ist, wird als pragmati-

scher Lösungsansatz die Anpflanzung eines Baumes je 50 m² Baugrundstücksfläche vorgeschlagen. 

Dies betrifft lediglich die durch die vorliegende Einbeziehungssatzung zusätzlich ermöglichten Bau-

flächen. Die Vorgabe kann im Rahmen des jeweiligen Baugenehmigungsverfahrens geltend gemacht 

werden. 
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Durchführung der Planung  

Die Gemeinde Handewitt ist Trägerin des vorliegenden Bauleitplanverfahrens und zugleich Kosten-

trägerin.  

 

Handewitt, den __.__.____ 

 

_______________________ 

Der Bürgermeister 


